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1. Antragstext 

B.1 Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Solothurn stärken 

Zusätzliches Lemma: 

– „Der Kanton Solothurn soll steuerlich attraktiver werden und sich im interkantonalen Wett-
bewerb im vorderen Mittelfeld positionieren.“ 

Änderung letzter Satz: 

„Die Handlungsfähigkeit des Kantons, und damit zusammenhängend auch der Gemeinden, 
kann nur erhalten werden, wenn nachhaltige ausgabenseitige Massnahmen zur Entlastung 
der Staatskasse ergriffen werden und die Effizienz des Staates als Dienstleister erhöht wird 
(strukturelle Reformen).“ 

2. Begründung (Antragstext) 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Art. 73 Abs. 1 der Kantonsverfassung (KV) behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan 
und nimmt davon Kenntnis. § 15 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungsfüh-
rung sieht weiter vor, dass der Regierungsrat den Legislaturplan erstellt und diesen dem Kan-
tonsrat zur Kenntnisnahme unterbreitet. Der Legislaturplan ist damit als politisches Führungs-
instrument des Regierungsrates konzipiert. Er setzt darin die Schwerpunkte seiner Politik und 
bestimmt, welche Ziele mit welchen Mitteln und in welchen Fristen erreicht werden sollen. Nach 
Art. 73 Abs. 2 KV kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den Regierungsrat zur Ent-
wicklung einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauftragen. Der vorliegende Planungs-
beschluss zielt jedoch nicht darauf, einen eigenen Schwerpunkt zur Legislaturplanung zu setzen, 
sondern fordert, dass das vom Regierungsrat definierte Ziel, nämlich die Stärkung der Standort-
attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Kantons, mit andern oder zusätzlichen Mitteln er-
reicht werden soll. Einerseits soll der Kanton im Ergebnis die Steuerbelastung senken und ander-
seits des Staatshaushalt ausschliesslich über ausgabenseitige Massnahmen ins Gleichgewicht 
bringen. 

Mit einem Planungsbeschluss kann jedoch nicht auf die Art und Weise, wie ein Leitsatz um-
schrieben, wie ein Ziel erreicht werden soll, eingewirkt werden, sondern – wie es der Verfas-
sungstext vorgibt – muss dieser den Regierungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine be-



2 

stimmte Richtung zu entwickeln. Zudem kann mit einem Planungsbeschluss auch keine textliche 
Änderung im verabschiedeten Legislaturplan gefordert werden. Den vorliegenden Planungsbe-
schluss beurteilen wir damit als unzulässig und würden diesen im Falle einer Überweisung als 
nicht verbindlich erachten. 

Materiell bleibt festzustellen, dass wir mit dem Massnahmenplan 2014, den wir am 9. Dezember 
2013 zuhanden des Kantonsrates verabschiedet haben, die Prioritäten aus unserer Sicht gesetzt 
haben, wie das strukturelle Defizit beseitigt werden soll. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, min-
destens 2/3 der Ergebnisverbesserungen durch Aufwandkürzungen zu erzielen. Dieses Ziel konn-
te mit einem Verhältnis von rund 72 % Einsparungen und 28 % Einnahmenerhöhungen auch er-
reicht werden.  

Wie sehr Steuerentlastungen zur Stärkung der Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
auch erwünscht sind, so unrealistisch sind sie in der laufenden Legislaturperiode angesichts der 
gegenwärtigen finanziellen Situation. Allein um im interkantonalen Steuerbelastungsvergleich 
in eine mittlere Position zu gelangen, müssten die Steuern für die natürlichen Personen insge-
samt um durchschnittlich rund 20 % gesenkt werden, was für den Kanton Ertragsausfälle von 
etwa 120 Mio. Franken ergibt. Das bedeutet aber zusätzlich, dass auch die Gemeinden die Steu-
erbelastung im gleichen Ausmass senken. Derart massive Steuerausfälle widersprechen klar dem 
vorrangigen strategischen Ziel, das Gleichgewicht des Finanzhaushaltes wieder herzustellen, 
und stehen deshalb zurzeit ausser Diskussion, auch nicht, wenn sie erst 2017 oder 2018 in Kraft 
treten. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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